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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Toni Schuberl, Gülseren 
Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Gi-
sela Sengl, Johannes Becher, Cemal Bozoğlu, Dr. Martin Runge, Florian 
Siekmann, Ursula Sowa und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Personalmangel am Landgericht Regensburg 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird dazu aufgefordert, schnellstmöglich dem Ausschuss für Ver-
fassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration mündlich und schriftlich über den 
Personalmangel am Landgericht Regensburg zu berichten. Dabei sind insbesondere 
die folgenden Fragen zu beantworten: 

1. Wie und wann plant die Staatsregierung, die 18 benötigten Richterinnen und Richter 
und das dazugehörige unterstützende Personal einzustellen? 

2. Warum ist es der Staatsregierung bisher nicht gelungen, den gravierenden Perso-
nalmangel am Landgericht Regensburg zu beheben? 

3. Welche weiteren Gerichte in Bayern weisen laut Personalbedarfsrechnung man-
gelnde personelle Ausstattung auf? 

4. Wie bewertet die Staatsregierung den Umstand, dass der Vorwurf der Wahlmani-
pulation in Geiselhöring vor der kommenden Kommunalwahl immer noch nicht auf-
geklärt werden konnte? 

 

 

Begründung: 

In einer Pressemitteilung vom 04.09.2019 teilte das Landgericht Regensburg mit, dass 
es die Verhandlung für Strafverfahren wegen Verdachts der Wahlmanipulation in Gei-
selhöring erneut verschieben muss. Als Grund dafür gab es an, dass das Gericht 18 
weitere Richterinnen und Richter für das aktuelle Verfahrensaufkommen bräuchte und 
es sich gerade nur auf Verfahren konzentrieren kann, bei denen Verdächtige in Unter-
suchungshaft sitzen. Die Verzögerung in dem oben genannten Prozess führt dazu, dass 
die mögliche Manipulation der letzten Kommunalwahl 2014 in Geiselhöring vor der kom-
menden Kommunalwahl am 15.03.2020 nicht aufgeklärt werden kann. Die Möglichkeit, 
dass es zu Manipulationen gekommen ist, die unbestraft geblieben sind, sorgt für mas-
sive Unsicherheit in der kommenden Wahl. 

Aufgrund der katastrophalen Personalsituation am Landgericht Regensburg sowie der 
demokratischen Tragweite des betroffenen Falls muss die Staatsregierung so bald wie 
möglich dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration Be-
richt darüber erstatten, wie sie gedenkt mit den vorliegenden Problemen umzugehen. 
Darüber hinaus muss sichergestellt werden, dass ähnliche Problemlagen nicht auch an 
anderen Gerichten auftreten. Daher wird die Staatsregierung ebenfalls aufgefordert, 
über die Ergebnisse der Personalbedarfsrechnung zu berichten. Der zu erwartende 
Umfang dieses Berichts bedarf der Schriftform. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Toni Schuberl 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/3766 

Personalmangel am Landgericht Regensburg 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Toni Schuberl 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen des öf-
fentlichen Dienstes hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 19. Sitzung am 17. Ok-
tober 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Antrag in seiner 
16. Sitzung am 26. November 2019 mitberaten und mit folgendem  
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Toni Schuberl, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena 
Osgyan, Gisela Sengl, Johannes Becher, Cemal Bozoğlu, Dr. Martin Runge, 
Florian Siekmann, Ursula Sowa und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/3766, 18/5025 

Personalmangel am Landgericht Regensburg 

Die Staatsregierung wird dazu aufgefordert, schnellstmöglich dem Ausschuss für Ver-
fassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration mündlich und schriftlich über den 
Personalmangel am Landgericht Regensburg zu berichten. 

Dabei sind insbesondere die folgenden Fragen zu beantworten: 

1. Wie und wann plant die Staatsregierung, die 18 benötigten Richterinnen und Richter 
und das dazugehörige unterstützende Personal einzustellen? 

2. Warum ist es der Staatsregierung bisher nicht gelungen, den gravierenden Perso-
nalmangel am Landgericht Regensburg zu beheben? 

3. Welche weiteren Gerichte in Bayern weisen laut Personalbedarfsrechnung man-
gelnde personelle Ausstattung auf? 

4. Wie bewertet die Staatsregierung den Umstand, dass der Vorwurf der Wahlmani-
pulation in Geiselhöring vor der kommenden Kommunalwahl immer noch nicht auf-
geklärt werden konnte? 

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller



Erster Vizepräsident Karl Freller: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Das an Nummer 1 der Liste stehende Konsultationsverfahren der Europäischen Union 

betreffend "Stadtverkehr – Evaluierung von EU-Maßnahmen" wurde vom Ausschuss 

für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen am Dienstag 

endberaten. Der Ausschuss schlägt dazu die auf der Drucksache 18/5167 aufgeführte 

Stellungnahme vor. Die Beschlussempfehlung wurde für Sie aufgelegt.

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Nummern 20, 21 und 28 der Liste. Das 

sind die Anträge der AfD-Fraktion betreffend "Nennung der Nationalität von Tatver-

dächtigen in polizeilichen Pressemeldungen" auf Drucksache 18/3889, "Zahlen der per 

Flugzeug einreisender Asylbewerber wieder öffentlich zugänglich machen!" auf Druck-

sache 18/3890 und "Anhörung zur wirtschaftlichen Nutzbarmachung kerntechnischer 

Nebenprodukte" auf Drucksache 18/4082. Der Aufruf der Anträge erfolgt, soweit zeit-

lich noch möglich, nach dem Tagesordnungspunkt 10, der Zweiten Lesung zu den An-

passungen im Beamtengesetz.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegenden Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

Enthaltung der beiden fraktionslosen Abgeordneten Swoboda und Plenk ist dem so 

entsprochen.
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